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Allgemeinheit, sondern auch dem sich en-
gagierenden Individuum. Wer sich für vie-
les interessiert, erweitert sein Wissen und
verscheucht das monotone Einerlei und
die Langeweile.

Neuer Gleichheitsartikel —
was würde er bringen?
An der Schlussveranstaltung des Kon-
gresses fanden nicht weniger als sieben
Resolutionen die Zustimmung der Kon-
gressteilnehmer. Da es im Plenum nur
noch darum gehen konnte, die einzelnen
Resolutionen anzunehmen oder abzuleh-
nen, wurden sie zuvor in Wahlveranstal-
tungen durchberaten und textlich berei-
nigt. Eine dieser Veranstaltungen befasste
sich ausschliesslich mit der bedeutsams-
ten Resolution, welche die Lancierung ei-
ner Verfassungsinitiative fordert. Durch
eine Teilrevision der Bundesverfassung
soll der bisherige Artikel 4, der bestimmt,
dass alle Schweizer vor dem Gesetze
gleich seien, durch einen ausführlicheren
Text ergänzt werden. In diesem neuen
Artikel soll die ausdrückliche Gleichstel-
lung von Mann und Frau vor dem Gesetz,
in Familie, Arbeitswelt, Erziehung und Be-
rufsausbildung gewährleistet werden. Das
Podiumsgespräch mit anschliessender
Diskussion, das sich mit der Frage aus-
einandersetzte, was uns ein Gleichheits-
artikel in der Bundesverfassung bringen
würde, stand unter der Leitung von Dr. iur.
Marie Boehlen, Grossrätin (Bern). Für die
Initiative sprachen Bundesrichter Kämpfer
und Professor Dr. R. Bäumlin, Staatsrecht-
1er (Bern), dagegen äusserten sich die
Nationalräte Josi Meier (Luzern) und Pro-
fessor J.-F. Aubert (Neuenburg); als Ver-
anstalter zeichneten die Sozialdemokrati-
sehen Frauen der Schweiz.

Einwände und ihre Widerlegung
Selbst von Gegnern der Verfassungsin-
itiative wird zugegeben, dass der heute
geltende Artikel in seiner Form veraltet
sei, indem er vom Schweizer statt vom
Menschen spreche. Doch würden sie einer
Neufassung im Rahmen der Totalrevision
der Bundesverfassung den Vorzug geben.
In der Forderung nach einer Teilrevision
sehen sie eine Behinderung des Paria-
mentes in seiner gesetzgeberischen Ar-
beit. Und als vordringlich wird vor allem
die schnelle Realisierung eines fortschritt-
liehen Eherechtes bezeichnet. Von neuen,
die Gleichberechtigung untermauernden
Gesetzen verspricht man sich mehr als von
einem ergänzten Verfassungsartikel, zu-
mal der heute geltende Artikel 4 in der
Bundesverfassung die Gleichheit von
Mann und Frau einschliesse.
Aber gerade der letzte Einwand lässt sich
von den Befürwortern einer Initiative nicht
nur durch Hypothesen, sondern durch
Hinweis auf die Praxis widerlegen. Nach
Ansicht vieler Juristen hätte Art. 4 BV
genügen müssen, um das Frauenstimm-
recht ohne Männerabstimmung zu ver-
wirklichen. Bundesgericht und Bundesrat
lehnten jedoch eine solche Interpretation
der Bundesverfassung ab und hielten sich
an den Grundsatz, dass zwar Gleiches
gleich, Ungleiches aber ungleich zu be-
handeln sei.
Der bestehende Artikel 4 regelt das Ver-
hältnis vom Staat zum Bürger. Er wirkt
also von oben nach unten, nicht aber in
die Breite, von Bürger zu Bürger. Der vor-
liegende Entwurf für einen neuen Verlas-
sungsartikel 4bis — die definitive Formu-
lierung wird das Initiativkomitee vorzuneh-
men haben — sieht eine solche Breiten-
Wirkung vor, indem die Gleichbehandlung
von Mann und Frau in allen Belangen der
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Gesellschaft garantiert werden soll. Eine
solche Verfassungsbestimmung ginge kan-
tonalem Recht vor und würde in vielen
Fällen die Einreichung eines staatsrechtli-
chen Rekurses ermöglichen. Er würde
auch nicht ohne Einfluss auf die Gesetz-
gebung bleiben. So hat beispielsweise der
Gleichheitsartikel im deutschen Grundge-
setz die praktische Verwirklichung der
Rechtsgleichheit von Mann und Frau stark
gefördert. Auch in der Schweiz hat es sich
schon gezeigt, dass bereits das Vorliegen
einer Initiative Veränderungen bewirken
— siehe Mitbestimmung — und neue Ge-
setze oder die Auslegung von Gesetzen
beeinflussen kann. Ein neuer Gleichheits-
artikel wäre ein nicht zu unterschätzender
Rückhalt für das neue Eherecht, das sich
gegenwärtig in Revision befindet und fort-
schrittlich zu werden verspricht, das aber
auch schon gegnerische Stimmen heraus-
gefordert hat. Er würde auch die Totalre-
vision der Bundesverfassung, 1965 durch
zwei Motionen in Gang gebracht und viel-
leicht noch während Jahren unterwegs,
von einem wichtigen Postulat entlasten.
So wurde ja auch erst vor kurzem ent-
schieden, dass die Aufhebung der konfes-
sionellen Ausnahmeartikel nicht der To-
talrevision überlassen, sondern vorwegge-
nommen werden solle.

Der Weg der kleinen Schritte

«Wunder dürfen wir von einem neuen
Gleichheitsartikel nicht erwarten», wurde
in Bern gesagt. Die Gleichstellung in der
Verfassung würde keine schlagartigen
Veränderungen der gesellschaftlichen
Strukturen bringen. Alte Rollenfixierungen
lassen sich nicht durch einen neuen Ver-
fassungsartikel, sondern nur durch eine
Aenderung der Auffassungen lockern.
Doch gerade dieser Prozess könnte durch

die Lancierung der Initiative beschleunigt
werden. Die Diskussion würde in Gang
gebracht, die Bewusstseinsbildung bei
Frauen und Männern gefördert. Es ist
nicht auszuschliessen, dass ein neuer
Gleichheitsartikel, wenn er endlich den
bisherigen ersetzen und ergänzen würde,
den dannzumaligen gesellschaftlichen
Normen entspräche.
Den Argumenten der Befürworter schloss
sich nicht nur die Mehrheit der Teilneh-
mer am Podiumsgespräch, sondern später
auch die überwiegende Zahl der Kon-
gressteilnehmer an: Mit 682 Ja gegen 375
Nein wurde der Resolution für die Lancie-
rung einer Verfassungsinitiative zuge-
stimmt. Den Wortlaut sämtlicher den Kon-
gressteilnehmern vorgelegten und von
diesen angenommenen Resolutionen fin-
den unsere Leser im nächsten Beitrag.

Resolutionen
Die Arbeitsgemeinschaft, die den 4.
Schweizerischen Frauenkongress vom 17.
bis 19. Januar 1975 organisiert hat, er-
klärt hiermit, dass sie sich mitverpflichtet
fühlt für die Ziele, welche das internatio-
nale Jahr der Frau zur weltweiten Verbes-
serung der Stellung der Frau anstrebt, in
einer Welt des Friedens, die Frauen und
Männer in gemeinsamer Arbeit aufbauen
müssen.

Unter dem Titel der partnerschaftlichen
Gleichberechtigung will sie die Probleme,
die in unserem Land noch der Lösung har-
ren, ins Bewusstsein unserer Bevölkerung
heben.
In Anbetracht
— dieser Ziele
— der Schlussfolgerungen des Berichtes,

den die Schweizerische Unesco-Kom-
mission über die Stellung der Frau in
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